
Suchergebnisse: Entlassung

1624 – Der Stadtrat lässt Bettler mit Zwangsarbeit beim Schanzenbau einsetzen

München * In einem Bericht an Kurfürst Maximilian I. betont der Stadtrat, dass er starke Bettler

und Bettlerinnen in Eisen schlagen und anschließend zur Zwangsarbeit beim

Schanzenbau einsetzen lässt. Mit diesen Zwangsmaßnahmen wollen die Stadt- und

Landesherren den „Arbeitsscheuen“ den Teufel des Müßiggangs austreiben. Doch nach ihrer

Entlassung finden die Bettler trotzdem keine Möglichkeit der Beschäftigung vor.

Mai 1631 – Friedrich Spees Schrift gegen Folter und Hexen-Verfolgungen

München * Die Schrift „Cautio Criminalis“ des Jesuitenpaters Friedrich Spee erscheint, in der er

sich - erstmals im katholischen Bereich - kritisch mit der Anwendung der Folter und den

Hexen-Verfolgungen auseinander setzt. Die Schrift muss anonym erscheinen.    Auch ein

aussagekräftigerer Titel - wie etwa „Wider den Hexenwahn“ - wäre ein eindeutiger Verstoß gegen

die allgemein herrschende Überzeugungen gewesen und geeignet, neben dem Verfasser auch

noch den Drucker und den Verleger in Verdacht zu bringen, dass sie Hexen in Schutz zu nehmen

und somit die Partei des Satans stärken würden.    Der Jesuitenpater Friedrich Spee hatte

während seiner Aufenthalte in den Zentren der Hexenverfolgung in Köln, Trier, Würzburg, Mainz,

Speyer und Paderborn Hexenprozesse verfolgt und kam dabei zur Überzeugung, dass die

Folter nicht zur Wahrheitsfindung geeignet sei.    Das verstößt freilich gegen die damalige

Rechtsauffassung, denn daraus lässt sich ableiten, dass die verdächtigten Frauen - trotz ihrer

Geständnisse unter der Tortur - unschuldig sind.    Innerhalb der Gesellschaft Jesu bleibt die

Autorenschaft des Paters Friedrich Spee nicht verborgen. Zeitweise droht ihm sogar die

Entlassung aus dem Jesuitenorden. 

13. April 1667 – Caspar von Schmid übernimmt die baierischen Regierungsgeschäfte

München * Nach der Entlassung des Kanzlers Johann Georg von Oexl übernimmt

Vizekanzler&nbsp;Caspar von Schmid als Vorsitzender des Geheimen Rates&nbsp;die

Regierungsgeschäfte. &nbsp;       Die gesamte Innen- und Außenpolitik liegt seither in seinen

Händen. &nbsp;   Er genießt das volle Vertrauen des Kurfürsten, der die klare Zielsetzung seiner

Politik schätzt.&nbsp;
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17. Dezember 1738 – Fischer greift in den Streit um die Bauleitung ein

Berg am Laim * Zehn Monate nach seiner Entlassung meldet sich der Architekt Johann Michael

Fischer erneut zu Wort. Da das von Kurköln geförderte Bauvorhaben bislang kaum über die

Grundsteinlegung hinausgekommen ist, stellt er in einem Schreiben an den Rat der Stadt

München die Eignung seines Konkurrenten Philipp Jakob Köglsperger infrage, bietet seine

Dienste als Architekt an und stellt für den Fall seiner Wiedereinstellung eine Spende von 300

Gulden durch einen „guten Freund“ in Aussicht.   Hintergrund des Konflikts ist unter anderem,

dass Köglsperger trotz der ihm im September 1735 vom Münchner Rat erteilten Zulassung zu

einer bürgerlichen Meisterstelle sein Meisterstück noch nicht vorlegt hat.

2. Februar 1817 – Graf Maximilian Joseph von Montgelas erhält seine Entlassungsurkunde

München-Kreuzviertel * Mit den Worten: „Sonntag um elf Uhr werde ich mich bei Ihnen einfinden;

adieu mon cher Montgelas. Ich hoffe, Sie in besserer Gesundheit anzutreffen, als ich Sie

verlassen habe“, hat der baierische Herrscher sein Kommen für den 2. Februar 1817

angekündigt. Doch statt dem&nbsp;König&nbsp;fährt ein Bote mit der

Entlassungsurkunde&nbsp;in der Tasche in das Palais am Promenadeplatz.&nbsp;    Der

abgesetzte Minister erhält nicht einmal die Gelegenheit, sich zu den Vorwürfen zu

äußern.&nbsp;Das Kündigungsschreiben&nbsp;ist so formuliert, als hätte der Graf selbst aus

gesundheitlichen Gründen gebeten, „ihn der ganzen Last der ihm bisher anvertrauten

Staatsämter zu entheben“. Graf Maximilan Joseph von Montgelas schweigt nach der

Überreichung des Schreibens erst einmal eine Viertelstunde und äußert sich dann nur über die -

aus seiner Sicht - viel zu niedrige Höhe der Pension.&nbsp;30.000 Gulden erhält der Neurentner,

statt der 36.000 Gulden, die er als aktiver Minister erhalten hat.    Das ist also der Dank des

Hauses Wittelsbach&nbsp;für den Mann, der ihnen in jahrzehntelanger Arbeit das Land

vergrößerte, einen modernen Staat geschaffen und die Königskrone errungen hatte. Doch für

Kronprinz Ludwig ist der Minister, der Baiern geformt, reformiert und modernisiert hat, einfach zu

„unteutsch“.    In dieser Zeit kursieren zudem Schmähschriften, in denen Montgelas unterstellt

wird, er sei nur ein „halber Baier“ und gehöre der alles unterjochenden französischen Nation an.

Als Ernestine von Montgelas nach der Entlassung ihres Mannes als Minister die Gruppierung der

Verschwörer an der Hoftafel&nbsp;beschimpft, erhält sie lebenslanges Hofverbot.    Kein Wunder,

dass der ansonsten denkmalgeile König Ludwig I. dem Architekten des modernen Baiern kein

Bronzestandbild setzen lässt, wohl aber seinem Mitverschwörer Fürst Carl Philipp von

Wrede.&nbsp;Danach bewirkt eine deutsch-national gestimmte bayerische

Geschichtsschreibung, dass Montgelas bei den Bayern in keinem guten Andenken bleibt.    Nach

der Entlassung des Grafen Maximilian Joseph von Montgelas werden die Ministerien neu
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aufgeteilt.&nbsp;Das Portefeuille des Äußeren&nbsp;erhält Alois Graf von Rechberg, das des

Inneren&nbsp;Friedrich Graf von Thürheim und das der Finanzen&nbsp;Maximilian Freiherr von

Lerchenfeld.

2. Februar 1817 – Montgelas nutzt den Edel­sitz Stepperg bis zu seinem Tod

Bogenhausen * Nach seiner Entlassung als Minister nutzt Graf Maximilian Joseph von Montgelas

den Edel­sitz Stepperg bis zu seinem Tod am 14. Juni 1838 wei­terhin als Sommerresidenz - ein

Ort, an dem sich private, öffentliche, wirtschaftliche und politische Interessen oftmals verbinden.

17. Mai 1818 – Selbstverwaltung der Städte und Gemeinden wieder hergestellt

München * Das Gemeindeedikt stellt die Selbstverwaltung der Städte und Gemeinden wieder her.

In seinem Konzept eines zentralisierten Staates hatte Maximilian Joseph von Montgelas die

Selbstverwaltung der Städte, Märkte und Gemeinden abgeschafft. Nach Montgelas‘ Entlassung

macht König Max I. Joseph - neun Tage vor dem Erlass einer neuen Verfassung - diese

Maßnahme rückgängig.

10. Februar 1848 – Ludwigs I. Liebesbeziehung wird zur Staatsangelegenheit

München * Der autokratische König Ludwig I. hält unbeirrt an seinem Vorhaben fest, der

Tänzerin&nbsp;Lola Montez das bayerische Indigenat&nbsp;[= Einbürgerung,

Staatsangehörigkeit, Heimatrecht] zu übertragen. Er ist der rechtlichen Auffassung, dass er mit

der Anhörung des Staatsrats&nbsp;der Verfassung Genüge getan habe. &nbsp;    Daraufhin

fertigt er das Indigenat&nbsp;höchstpersönlich aus, indem er dem Protokoll des

Staatsrats&nbsp;vom Vortag hinzufügt: „Den Staatsrat vernommend habend, erteile ich der

Senora Lola Montez (Maria de los Dolores Porrys y Montez) das bayerische Indigenat hiemit und

das tax- und siegelfrei und mit Beibehaltung ihres dermaligen Indigenats.“&nbsp;&nbsp;    Um

aber dem ganzen Vorgang Gesetzeskraft zu verleihen, muss&nbsp;der Minister des Königlichen

Hauses und des Äußeren&nbsp;die Urkunde gegenzeichnen. Dieses Ansinnen lehnt Otto Graf

von Bray-Steinburg ab und bittet gleichzeitig um seine Entlassung.&nbsp;Damit ist die

ursprünglich rein private Beziehung des bayerischen Monarchen zu seiner Favoritin zu einer

Staatsangelegenheit&nbsp;geworden.&nbsp;
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3. März 1848 – Die Münchner erstellen einen Forderungskatalog an den König

München * In einem Forderungskatalog verlangen die Münchner Untertanen vom König:         Die

Verabschiedung eines Gesetzes über Ministerverantwortlichkeit.     Die Einführung voller

Pressefreiheit und eines Pressegesetzes.   Die Einführung öffentlicher Gerichtsverfahren.   Die

Unterstützung des Wunsches nach Schaffung einer Volksvertretung für den Frankfurter

Bundestag.   Die Vereidigung des Militärs auf die Verfassung.   Die Verabschiedung eines neuen

Polizeigesetzes.   Die Verabschiedung eines neuen Wahlgesetzes.   Die Entlassung des

Verwesers des Innenministeriums Berks.        Die Resolution liegt im Rathaus auf und „innerhalb

von nur vier Stunden sollen bereits mehr als 10.000, bald gar 20.000 Unterschriften gesammelt

worden sein“. Der Magistrat und zwei aus dem Bürgerstand ausgewählte Vertrauensmänner

überreichen die Resolution.      Noch am Abend verkündet der Leitende Minister Ludwig Fürst zu

Oettingen-Wallerstein, dass die Stände zur Prüfung der Resolution vorzeitig einberufen werden

sollen. Als Termin wird der 31. Mai festgesetzt. König Ludwig I. kann und will die Forderungen der

Bürger nicht akzeptieren, verspricht aber die Entlassung Berks. Außerdem soll die nächste

Stände-Versammlung auf den 31. Mai 1848 vorverlegt werden.      Als die Münchner diese

Forderungen aufstellen, hat Lola Montez das Königreich Bayern bereits seit drei Wochen in

Richtung Schweiz verlassen. Es geht nicht mehr um die Affäre mit der Spanischen Tänzerin, es

geht nur noch um das autokratische und neoabsolutistische Herrschaftssystem König Ludwigs I.,

das nicht mehr länger aufrechtzuerhalten ist. 

16. September 1864 – Johann Valentin Fey kann nach München übersiedeln

Darmstadt * Das Großherzogliche Hessische Kreisamt Darmstadt erteilt dem Tapezierer Johann

Valentin Fey die Entlassung aus dem Großherzoglich Hessischen Unterthanen-Verbande. Damit

steht seiner endgültigen Übersiedlung nach München nichts mehr im Wege. 

11. November 1865 – Wagner will, dass König Ludwig II. ein neues Kabinett bildet

Schloss Hohenschwangau * Zwischen dem 11. und dem 18. November hält sich Richard Wagner

bei Ludwig II. in Schloss Hohenschwangau auf. Während diesen ausdauernden Gesprächen

fordert Wagner die Entlassung seiner Widersacher, des Königlichen Kabinettssekretärs Franz

Seraph von Pfistermeister und des bayerischen Ministerpräsidenten Ludwig von der

Pfordten. Respektlos spricht der Komponist von „Pfi“ und „Pfo“. Wagner will, dass König Ludwig

II. ein neues Kabinett bildet.
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26. November 1865 – Richard Wagner hat den Bogen endgültig überspannt

München * In einem Brief schlägt Richard Wagner dem König vor, den Kabinettssekretärs Franz

Seraph von Pfistermeister durch Max von Neumayr und den bayerischen

Ministerpräsidenten Ludwig von der Pfordten durch Ludwig von Edelsheim zu ersetzen. Der

König wird die Entlassungen erst im Oktober 1866 umsetzen. Nun kommt es zum Eklat.    Denn

durch sein massives Einmischen in die bayerischen Staatsangelegenheiten hat Richard Wagner

den Bogen endgültig überspannt. Der Komponist, der wie kaum ein anderer Zugang zum König

hat, wird von der Regierung sowieso mit großem Misstrauen beobachtet. Nun stellt der

Ministerrat dem König ein Ultimatum. Ludwig II. habe zu wählen „zwischen der Liebe und

Verehrung Ihres treuen Volkes und der Freundschaft Richard Wagners“.     Eine breite öffentliche

Opposition gegen den Komponisten hat sich gebildet. Sie wirft Richard Wagner vor, er halte den

König von den Regierungsgeschäften ab und beanspruche die Kabinettskasse übermäßig. Bald

darauf übergeben Münchner Bürger 810 Unterschriften mit der Forderung der

Landesverweisung des Komponisten Richard Wagner an den Kabinettssekretär Franz Seraph

von Pfistermeister.

11. Juli 1917 – Entlassung von Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg gefordert

Berlin * Die Oberste Heeresleitung - OHL, bestehend aus Generalfeldmarschall Paul von

Hindenburg und Generalquartiermeister Erich Ludendorff, fordern die Entlassung von

Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg wegen dessen Kriegszielpolitik. 

11. Juli 1918 – Entlassung der Januarstreik-Inhaftierten gefordert

München - Leipzig * Kurt Eisners Rechtsanwalt, Dr. Benedikt Bernheim, beantragt die Entlassung

seines Mandanten sowie der am Januarstreik Beteiligten und Inhaftierten Albert Winter sen.,

Albert Winter jun. und Carl Kröpelin.    Rechtsanwalt Albert Nussbaum fordert das Gleiche für

Ernst Toller, Fritz Schröder, Hans Unterleitner, Franz Xaver Müller, Karl Mettler und Theobald

Michler.  Der Verteidiger von Emilie und Betty Landauer, Dr. Maximilian Bernstein, erhebt die

gleichlautende Forderung für seine Mandantinnen. 

27. Juli 1918 – Keine Haftentlassung wegen Fluchtgefahr

Leipzig - München * Die Entlassungsanträge für die Mandantinnen und Mandanten der
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Rechtsanwälte    Dr. Benedikt Bernheim [für Kurt Eisner, Albert Winter sen., Albert Winter jun.

und Carl Kröpelin],    Albert Nussbaum [für Ernst Toller, Fritz Schröder, Hans Unterleitner, Franz

Xaver Müller, Karl Mettler und Theobald Michler] und    Dr. Maximilian Bernstein [für Emilie und

Betty Landauer]    werden von den Leipziger Richtern abgelehnt. Die Begründung lautet:

„Fluchtgefahr“. 

15. August 1918 – Erneute Haftentlassung für Eisner & Co gefordert

München - Leipzig * Dr. Benedikt Bernheim beantragt beim Reichsgericht in Leipzig erneut die

Entlassung von Kurt Eisner, Albert Winter sen., Albert Winter jun. und Carl Kröpelin. 

26. August 1918 – Die Entlassungsanträge für Eisner & Co werden abgewiesen

Leipzig - München * Die Entlassungsanträge für Kurt Eisner, Albert Winter sen., Albert Winter jun.

und Carl Kröpelin werden von dem in Leipzig sitzenden Reichsgericht, dem obersten Gerichtshof

im Deutschen Reich, erneut abgewiesen. 

30. September 1918 – Kaiser Wilhelm II. entlässt Reichskanzler Georg Graf von Hertling

Spa * Da der amtierende Reichskanzler der vom Kaiser angekündigten Parlamentarisierung nun

im Weg steht, bleibt Georg Graf von Hertling nur noch der Rücktritt, den er umgehend einreicht.   

Im Entlassungsschreiben macht Kaiser Wilhelm II. deutlich: „Ich wünsche, daß das deutsche Volk

wirksamer als bisher an der Bestimmung der Geschicke des Vaterlandes mitarbeitet. Es ist daher

mein Wille, daß Männer, die vom Vertrauen des Volkes getragen sind, in weitem Umfange

teilnehmen an den Rechten und Pflichten der Regierung.“ 

7. Oktober 1918 – Die Haftentlassung für Kurt Eisner wird beantragt

München - Leipzig * Kurt Eisners Rechtsanwalt, Dr. Benedikt Bernheim, beantragt dessen

Haftentlassung. Obwohl der Oberreichsanwalt in Leipzig diesem Begehren widerspricht,

entscheidet der 1. Strafsenat des Reichsgerichts für die Freilassung.

12. Oktober 1918 – Hindenburg droht dem Reichskanzler mit Rücktritt

Münchner Zeitensprünge Seite 6/14



Spa - Berlin * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg kündigt (droht) gegenüber dem

Reichskanzler Max von Baden in einem Fernschreiben seinen Rücktritt an, falls der

Generalquartiermeister Ernst Ludendorff entlassen werden sollte. 

14. Oktober 1918 – Kurt Eisner wird aus der Haft entlassen

München-Obergiesing * Abends, um 20:30 Uhr, kann Kurt Eisner die Haftanstalt Stadelheim

verlassen. Er wird auf Entscheidung des 1. Senats des Reichsgerichts Leipzig entlassen, damit er

an der am 17. November stattfindenden Reichstagswahl teilnehmen kann. Und das, obwohl sich

der Oberreichsanwalt gegen die Entlassung ausgesprochen hatte.  In der Begründung zu diesem

Gerichtsbeschluss wird aufgeführt, dass eine Fluchtgefahr ausgeschlossen sei und eine

Verdunkelungsgefahr nicht besteht. 

23. Oktober 1918 – Kurt Eisner hält im Schwabinger-Bräu seine erste Wahlkampfrede

München-Schwabing * Kurt Eisner hält im Schwabinger Bräu seine erste Wahlkampfrede seit

seiner Entlassung aus dem Gefängnis. Nur neun Tage nach seiner Haftentlassung lockt er

bereits 2.000 Zuhörer in seine Versammlung. Er referiert über das Thema „Regierungssozialisten

oder Sozialistenregierung“ und wirft darin dem Flügel um Erhard Auer vor, nicht das Interesse

des Volkes, sondern nur das der Regierung im Auge zu haben. In der weiteren Rede fordert Kurt

Eisner     die Abdankung des Kaisers und  einen Frieden ohne Annexion.   Kurt Eisner verspricht

sich nicht viel vom jetzigen demokratischen System und tritt ein  für die Beseitigung aller

bestehender Gewalten durch Umsturz und Revolution ein.     Am Schluss verlangt er     „eine

große deutsche Republik mit Einschluss Deutsch-Österreichs“ und  die „Rückkehr zu den Idealen

der Revolution von 1848“.     „Bissig, heiser und mit einem fanatischen Elan rechnete er mit

seinen Gegnern ab. Alles um ihn war dicht besetzt. Kopf an Kopf. Er stand auf dem Podium

inmitten der hockenden Leute und gestikulierte mitunter wild. Langes Haar, das fast bis auf seine

Schultern herabwallte, einen noch zerzausteren Bart hatte er jetzt. Wie ein Apostel sah er aus,

nur dass er einen Kneifer trug“, schreibt Oskar Maria Graf über Kurt Eisner. 

26. Oktober 1918 – Kaiser Wilhelm II. kontert Ernst Ludendorffs Rücktrittsdrohung

Berlin * Kaiser Wilhelm II. entlässt den Generalquartiermeister Ernst Ludendorff im Schloss

Bellevue nach dessen Rücktrittsdrohung mit den Worten: „Na, wenn Sie durchaus gehen wollen,

dann meinetwegen“. Dies geschieht auch aufgrund seiner Verärgerung über Ludendorffs      
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politisches Manöver gegen den Reichskanzler Max von Baden und   seinem eigenmächtigen

Armeebefehl vom 24. Oktober.      Das Rücktrittsgesuch des Generalfeldmarschalls Paul von

Hindenburg ignoriert Kaiser Wilhelm II. und bittet ihn sogar in der Obersten Heeresleitung - OHL

im Amt zu bleiben. Sein Rückhalt in der Bevölkerung ist noch so groß, dass man seine

Entlassung fürchtet. Hindenburg entspricht dem Wunsch des Kaisers und lässt Ernst Ludendorff

fallen wie die berühmte heiße Kartoffel. Der geschasste Generalquartiermeister fühlt sich derart

verletzt und hintergangen, dass er sich sogar weigert, gemeinsam mit Hindenburg im Auto nach

Spa zu fahren.    Mit dem Rausschmiss Ludendorffs will der Kaiser aber auch gegenüber den

USA glaubhaft machen, dass im Deutschen Reich neue Männer das Ruder übernommen haben. 

29. Oktober 1918 – Kaiser Wilhelm II. macht dem Reichskanzler Vorwürfe

Berlin * Kaiser Wilhelm II. nimmt dem Reichskanzler Max von Baden übel, dass er den

Generalquartiermeister Erich Ludendorff entlassen musste. Wilhelm II. schreibt ihm: „Ludendorff

hat, um Dir die Situation zu erleichtern, gehen müssen.“ Und weiter: „Sein Fortgehen ist

militärisch ein schwerer Verlust fürs Heer.“ 

29. Oktober 1918 – Wilhelm Groener wird Ludendorffs Nachfolger

Spa * Nach der Entlassung Erich Ludendorffs wird Generalleutnant Wilhelm Groener neuer

Generalquartiermeister der Obersten Heeresleitung - OHL. Es geht jetzt nicht mehr um

strategische Planungen, sondern um       die Aufrechterhaltung der Kampfkraft bis zum

Waffenstillstand und   die Rückführung der Truppen in die Heimat. 

2. November 1918 – Der Auftakt der Revolution

München * Auf einer vom Liberalen Verein Frei München veranstalteten Volksversammlung ruft

Kurt Eisner: „Es kommt nicht zur Reichstagswahl, vor dem 17. November kommt die

Revolution.“ Der „struppige Prophet“ wird zwar wegen seines Aussehens belächelt, trotzdem gilt

diese Versammlung als der Auftakt der Revolution.   Kurt Eisner hat bereits vor seiner

Haftentlassung die Strategie der Obersten Heeresleitung - OHL durchschaut, die mit der

vorgeschobenen Parlamentarisierung lediglich die Verantwortung für den Ausgang des Krieges

und den ungünstigen Friedensschluss auf das Parlament abwälzen wollte.  Aus Eisners Sicht

sollte nicht nur das verhasste System restlos verschwinden, sondern gleichzeitig mit ihm auch

seine Repräsentanten. Gemeint sind jene, die für das vier Jahre dauernde sinnlose Morden die
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Verantwortung trugen. Schließlich befand sich die Mehrheit der führenden Militärs und

Spitzenbeamten in Reich und Länder ebenso in Amt und Würden wie der deutsche Kaiser und

die Landesfürsten. Sie aber waren die Symbole einer expansiven Außen- und einer

undemokratischen Innenpolitik.

14. November 1918 – Ministerpräsident Kurt Eisner will ein neues Beamtenrecht

München-Kreuzviertel * Ministerpräsident Kurt Eisner fordert die Schaffung eines neuen

Beamtenrechts und macht sich für die Möglichkeit der Entlassung unfähiger und unwilliger

Beamter stark.

20. November 1918 – Kurt Eisners Vorschlag für die Räte-Richtlinie

München * Zwei Tage nach Innenminister Erhard Auer legt auch Ministerpräsident Kurt Eisner

seinen Entwurf für die Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte vor. Im Entwurf des

USPD-Politikers Eisner nehmen die Arbeiterräte - zumindest für eine Übergangszeit - eine

zentrale Position im neugegründeten Staat ein. Gemeinsam mit den Soldaten- und Bauernräten

sollen sie bis zur endgültige Regelung durch die zu wählende Nationalversammlung die

„revolutionäre Grundlage des neuen Regierungssystems“.  Eisner und die USPD wollen die Räte

und das Parlament als gleichberechtigte Partner in einem demokratischen System. Sie dienen

der politischen Willens- und Bewusstseinsbildung und schaffen die Voraussetzungen für die

Tätigkeit des Parlaments:  „Die Räte sollen die Schulen der Demokratie werden; daraus dann

sollen die Persönlichkeiten emporsteigen zu politischer und wirtschaftlicher Arbeit. […] Die Räte

sind die Grundmauer der Demokratie, die Nationalversammlung, der Landtag ist die Krönung des

Gebäudes. Aber diese Krone würde genauso zusammen stürzen wie die monarchistischen

Kronen, wenn sie sich nicht stützen auf die Kraft und den Willen jener Arbeiterräte.“   Die

Arbeiterräte sollen „die Massen des Proletariats unmittelbar zur politischen Mitarbeit heranziehen“

und so dazu beitragen, dass „der neue demokratische und sozialistische Geist in Staat und

Gesellschaft so tief Wurzeln fasst, dass die kommenden Wahlen die provisorische Ordnung der

Dinge bestätigen und befestigen werden“.  Im Falle, die Zentralregierung würde den

Revolutionszustand ausrufen, sollten die Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte umgehend alle

notwendigen Maßnahmen einleiten, die zur Erhaltung und Sicherung der revolutionären

Regierung erforderlich wären.  Der Entwurf Kurt Eisners sieht für die Räte großzügige

Kompetenzzuweisungen vor. Von Kontroll-, Vorschlags-, Beratungs- und Auskunftsrechten bis

hin zur Fragen der Entlassung und Einstellung von Beamten. 
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25. November 1918 – Kurt Eisner wegen seiner Kriegsschuld-Veröffentlichungen angegriffen

Berlin * Auf der Ministerpräsidenten-Konferenz in Berlin wird der bayerische Ministerpräsident von

nahezu allen Seiten wegen seiner Kriegsschuld-Veröffentlichungen und dem daraus

resultierenden eigenmächtigem Handeln massiv angegriffen.  Kurt Eisner verlangt daraufhin von

Reichskanzler Friedrich Ebert die Entlassung des Leiters des Auswärtigen Amtes, Wilhelm Solf

und den Vorsitzenden der Waffenstillstands-Kommission Matthias Erzberger. Die Genannten

rechnet Eisner aufgrund ihres Verhaltens und ihrer Äußerungen dem alten kriegsverherrlichenden

und militaristischen System zu. Sie sollen durch unbescholtene USPD- und SPD-Politiker ersetzt

werden.  Eisners konstruktive Begründung lautet: „Deutschland braucht ein provisorisches

Präsidium, das an die Stelle des halb aufgelösten Bundesrats zu treten hat und aus neuen,

unbelasteten Männern bestehen muss. Dieses Präsidium muss die Aufgabe haben, alle

Verhandlungen mit der Entente zu führen.“  Der bayerische Ministerpräsident möchte,    dass die

neue deutsche internationale Politik von Personen präsentiert wird, die auch das neue deutsche

politische System verkörpern und  dass die Friedensgespräche nicht alleine von der

Reichsregierung, sondern unter maßgeblicher Beteiligung der Länder geführt werden. 

26. November 1918 – Notunterkünfte und Zwangseinquartierungen

München * Die bis Ende Januar andauernde Rückkehr der Truppen von der Front machen

München zu einem großen Entlassungszentrum. Gleichzeitig wird es Anziehungspunkt für jene

Ausgemusterten, die ohne Arbeit oder ohne Ziele sind.    Die städtischen Behörden beginnen -

davon ausgehend, dass es sich um eine vorübergehende Erscheinung handle, - in

Schulgebäuden, Hotels und Bräus Notunterkünfte einzurichten. Auch in großen Privatwohnungen

werden Zwangseinquartierungen vorgenommen. 

5. Dezember 1918 – Mehrere Tausend Rüstungsarbeiter verlieren ihren Job

München * In den Rüstungsbetrieben der Bayerischen Geschützwerke in Freimann (Friedrich

Krupp), den Artilleriewerkstätten, den Bayerischen Flugzeugwerken und den

Präzisionswerkstätten Deckel in Sendling werden Arbeitseinstellungen und Entlassungen

durchgeführt. Mehrere Tausend Arbeiter verlieren ihren Job. 

6. März 1919 – Die sofortige Freilassung der Geiseln gefordert
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München * Der SPD-Landtagsabgeordnete und Rechtsanwalt Dr. Max Süßheim stellt auf dem

Rätekongress den Antrag auf sofortige Freilassung der Geiseln, die aufgrund des Beschlusses

des Zentralrats vom 22. Februar im Hotel Bayerischer Hof in Geiselhaft genommen worden

waren. Zu diesem Zeitpunkt sind noch zwölf Geiseln in Stadelheim untergebracht. Fünfzehn sind

bereits entlassen worden.    Der Rätekongress beschließt die sofortige Entlassung der Geiseln,

„soweit nicht nachweisbare Verdachtsgründe vorliegen“. 

11. März 1919 – Hinweise für die Räte

München - Freistaat Bayern * Der Zentralrat gibt ein Schreiben an die Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte heraus, in dem diese aufgefordert werden, Hausdurchsuchungen und

Beschlagnahmungen von Lebensmitteln nur mit Hinzuziehung der Polizeibehörden

durchzuführen.    Beamtenabsetzungen durch örtliche Räte sind nicht erlaubt. Es müsse erst ein

Antrag auf Entlassung an den Zentralrat gerichtet werden. Es wird darauf hingewiesen, dass

„Missgriffe der Räte […] die schlimmsten Feinde des Rätegedankens“ sind. 

5. April 1919 – Weitreichende Forderungen der Soldaten

München-Maxvorstadt * Die Soldaten des 1. Infanterie-Regiments&nbsp;beschließen die

Umbenennung der Marsfeld-Kaserne&nbsp;in Kurt-Eisner-Kaserne.&nbsp;    Sie fordern vom

Zentralrat       die sofortige Proklamierung der Räterepublik,   wollen als erstes Regiment der zu

bildenden Roten Armee&nbsp;geführt werden,   fordern die Aufhebung der Offiziersvorrechte,  

die sofortige Einstellung der Gehaltszahlungen an Offiziere,   eine Neuregelung des

Mannschaftsversorgungsgesetzes unter Gleichstellung mit den Offizieren&nbsp;und   keine

Entlassung der Soldaten, bevor nicht ausreichend Arbeitsstellen geschaffen sind.      Das 2.

Infanterie-Regiment&nbsp;benennt seine Kaserne an der Lothstraße in

Karl-Liebknecht-Kaserne&nbsp;um.

11. April 1919 – Die bürgerlichen Pressehäuser werden sozialisiert

München * Die Pressehäuser der bürgerlichen Presse werden sozialisiert und die

Zeitungsbesitzer enteignet. Die Betriebe gehen in die Hände der Arbeiter über.       Die Zeitungen

werden auch weiterhin von den Redaktionen gemacht. Ihnen wird allerdings ein Aufpasser zur

Seite gestellt. Redakteure, die ihre Entlassung einreichen, erhalten eine Lohnfortzahlung für

sechs Monate.&nbsp;   In leitender Funktion arbeitet bei der Zensurbehörde der Schriftsteller Ret
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Marut, der später unter seinem Pseudonym B. Traven bekannt wird.&nbsp;

13. April 1919 – Der Palmsonntag-Putsch der Regierung Hoffmann

München-Maxvorstadt * Bewaffnete Mitglieder der Republikanischen Schutztruppe unter der

Führung von Alfred Seyfferitz dringen - entgegen der ursprünglichen Abmachung - bereits in der

Nacht zum Palmsonntag in das Wittelsbacher Palais ein und verhaften den Wohnungskommissar

Dr. Arnold Wadler und die USPD-Volksbeauftragten August Hagemeister und Fritz Soldmann.

Auch der Ex-Minister Dr. Franz Lipp wird festgenommen. Er hatte sich trotz seiner Entlassung

Zutritt in sein ehemaliges Ministerium verschafft.    Insgesamt werden 13 Personen verhaftet.

Ernst Toller wird rechtzeitig gewarnt und kann so seiner Festnahme entkommen.&nbsp;

22. April 1919 – Pfarrer Hans Meiser wird als Geisel verhaftet

München-Maxvorstadt * Am frühen Morgen wird Pfarrer Hans Meiser, der spätere Landesbischof

der evangelischen Kirche, mit zwölf weiteren Personen als Geisel verhaftet und zunächst in

die Guldeinschule, später auf die Polizeiwache in der Astallerstraße gebracht.     Durch

Bestechung eines Postens können die Geiseln Kontakt mit einem Mitglied

des Vollzugsrats aufnehmen, der die Verhaftung als Eigenmächtigkeit der Soldaten erklärt und

die Geiseln ab 18 Uhr wieder in die Freiheit entlässt. Bei Hans Meiser dauert die Entlassung am

längsten, weil er als Geistlicher dem „System Kirche“ angehört, das gegen

die Räterepublik eingestellt ist. 

2. Mai 1919 – Eine Denunziationswelle setzt ein

München * Eine Denunziationswelle setzt ein. Das für politische Straftaten zuständige Stand- und

Volksgericht am Mariahilfplatz hat Hochkonjunktur. Da wird so manche offene Rechnung

beglichen.    Beispiel: Der Straßenbahnschaffner Alois Bosch gerät mit seinem Nachbarn in Streit.

Daraufhin geht dieser zur Polizei und behauptet, Bosch hätte am 2. Mai auf heranrückende

Truppen geschossen. Obwohl er seine Aussage später widerruft, wird der Straßenbahner wegen

Mitgliedschaft in der Roten Armee zu zwei Wochen Haft verurteilt. Wegen dieser Vorstrafe wird

Bosch von seinem Arbeitgeber, der Stadt München, entlassen. 
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1. April 1920 – Adolf Hitler zur Untermiete in der Thierschstraße 41

München-Lehel * Nach seiner Entlassung aus dem Aufklärungskommando&nbsp;der

Reichswehr&nbsp;am 31. März 1920 lebt Adolf Hitler zur Untermiete bei einer Frau Reichert in

einem kleinen Zimmer in der Thierschstraße 41.

1921 – Das Reichsgericht erklärt bayerischen Alleingang für verfassungswidrig

Berlin - München * Das Reichsgericht erklärt den bayerischen Alleingang der Unvereinbarkeit

zwischen Ehe und Lehrberuf, also das Zölibat für Lehrerinnen, für verfassungswidrig und

beendet.      Trotzdem kommt es in Bayern immer wieder zu Entlassungen verheirateter

Frauen. Selbst Dienstwohnungen I. Ordnung können Lehrerinnen nicht erhalten, da sie den

männlichen Lehramtsinhabern vorbehalten sind. 

27. Februar 1925 – Adolf Hitler gründet im Bürgerbräukeller die NSDAP neu

München-Haidhausen * Adolf Hitler gründet nach seiner Haftentlassung im Bürgerbräukeller die

NSDAP neu. In seiner Rede über „Deutschlands Zukunft und unsere Bewegung“, in der er den

Bürgerkrieg ankündigt und bemerkt, es gehe dabei entweder der Feind über seine Leiche oder er

über die Leiche des Feindes. Das führt zu Hitlers Redeverbot in öffentlichen Versammlungen. Bis

zum 5. März 1927 kann die NSDAP nur mehr geschlossene Veranstaltungen durchführen.

7. April 1933 – Das „Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“

Berlin * Das „Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“&nbsp;tritt in Kraft.&nbsp;Es

ermächtigt die neuen Machthaber zur Entlassung oder Zwangspensionierung politisch

„unzuverlässiger Elemente“ und von Beamten jüdischer Herkunft.

12. Oktober 1935 – Hans Rheinfelder bittet um Entlassung als Stiftungsvorstand

München-Haidhausen * Professor Hans Rheinfelder, der Stiftungsvorstand des Maximilianeums,

bittet um seine Entlassung als Vorstand des Maximilianeums. Sein Gesuch ist ähnlich freiwillig

wie das der ausgeschiedenen Kuratoriumsmitglieder.
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16. September 1938 – Liesl Karlstadts Krankenhaus-Odysee

München-Ludwigsvorstadt - Höllriegelskreuth - Bad Tölz - Wegscheid • Nach dem Gastspiel im

Deutschen Theater ist Liesl Karlstadt vom 16. September 1938 bis zum Jahresende krank.      

Zuerst begibt sie sich nach Höllriegelskreuth bei Pullach ins Biologische Krankenhaus zur

Erholung, von dort wieder in die Psychiatrische Klinik in der Nussbaumstraße.   Nach ihrer

Entlassung lässt sie sich in das Städtische Krankenhaus Bad Tölz einweisen, in dem Kurat Jakob

Ostler als Krankenhauspfarrer tätig ist. Bei dessen Familie war sie im Jahr zuvor in Wegscheid,

heimisch geworden. 

2. Mai 1945 – Neuanfang nach der Kriegsgefangenschaft

Regensburg - Vilsbiburg * Fritz Kreutzkamm kommt in ein amerikanisches Kriegsgefangenenlager

bei Regensburg. Dank seiner ausgezeichneten Englischkenntnisse wird er der

Dolmetscher-Kompanie zugeteilt. Nach seiner Entlassung geht er nach Vilsbiburg, wo er auch

seine Mutter wieder trifft. Er nutzt das reiche Vorkommen der Flusskrebse in der Vils, um ein

neues Geschäft aufzubauen, indem er die Krustentiere fängt und in Brennnesselblätter verpackt

lebend mit dem Zug nach München verschickt. 

25. November 2016 – Uli Hoeneß wird erneut zum Präsidenten des FC Bayern gewählt

München * Uli Hoeneß wird neun Monate nach seiner Haftentlassung erneut zum Präsidenten

des FC Bayern gewählt. 
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